
— 1 —

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
19. Wahlperiode

Beschlussprotokoll
22. Sitzung

26. 05. 16
Nr. 19/335 – 19/358 

Nr. 19/335

Fragestunde

1. Polizeiliche Kennzeichnungs- und Ausweispflicht

 Anfrage der Abgeordneten Wilko Zicht, Björn Fecker, Dr. Maike Schaefer und 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 14. April 2016

2. Kosten der Unterkunft – Satzungsermächtigung nach § 22a SGB II

 Anfrage der Abgeordneten Oguzhan Yazici, Silvia Neumeyer, Thomas Röwe-
kamp und Fraktion der CDU vom 19. April 2016

3. Wie viele Unterhaltsvorschüsse schulden Bremens Eltern dem Land Bremen?

 Anfrage der Abgeordneten Sandra Ahrens, Thomas Röwekamp und Fraktion 
der CDU vom 20. April 2016

4. Kostenrückforderung für unbegleitete minderjährige Ausländer (umA)

 Anfrage der Abgeordneten Sandra Ahrens, Sigrid Grönert, Thomas Röwekamp 
und Fraktion der CDU vom 20. April 2016

5. Dualer Studiengang Soziale Arbeit an der Hochschule Bremen

 Anfrage der Abgeordneten Miriam Strunge, Kristina Vogt und Fraktion DIE 
LINKE vom 27. April 2016

6. Teilnahme am Schulobst- und gemüseprogramm

 Anfrage der Abgeordneten Jan Saffe, Dr. Maike Schaefer und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen vom 29. April 2016

7. Vielfalt auf bremischen Volksfesten bewahren

 Anfrage der Abgeordneten Andreas Kottisch, Sükrü Senkal, Björn Tschöpe 
und Fraktion der SPD vom 3. Mai 2016

 Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von den Antworten des Senats Kenntnis.

8. Finanzplanung des Landes Bremen

 Anfrage des Abgeordneten Jan Timke (BIW) vom 9. Mai 2016

9. Ausbeutung von EU-Ausländern durch bezahlte Scheinarbeitsverträge in 
Bremerhaven – Unterbringung und Arbeitsvermittlung

 Anfrage der Abgeordneten Nelson Janßen, Cindi Tuncel, Kristina Vogt und 
Fraktion DIE LINKE vom 9. Mai 2016

10. Körperverletzungsdelikte innerhalb der Justizvollzugsanstalt (JVA) Bremen

 Anfrage des Abgeordneten Jan Timke (BIW) vom 10. Mai 2016

11. Straftaten in der Justizvollzugsanstalt (JVA) Bremen

 Anfrage des Abgeordneten Jan Timke (BIW) vom 10. Mai 2016

12. Was wird aus dem Bürgerschaftsbeschluss Hilfsfonds für Opfer in Heimen der 
Behindertenhilfe und Psychiatrie?

 Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Rainer Bensch, Silvia Neumeyer, 
Thomas Röwekamp und Fraktion der CDU vom 11. Mai 2016
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13. Abwanderung und Insolvenz größerer Unternehmen aus Bremen

 Anfrage der Abgeordneten Lencke Steiner und Fraktion der FDP vom 19. Mai 
2016

Diese Anfragen hat der Senat gemäß § 30 Absatz 5 der Geschäftsordnung der 
Bremischen Bürgerschaft schriftlich beantwortet.

Nr. 19/336

Verdrängung und Verelendung der ausgebeuteten Zuwanderer in Bremerhaven 
stoppen – Verdunkelung und Verfahrenshindernisse verhindern

Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. Mai 2016
(Neufassung der Drucksache 19/427 vom 10. Mai 2016)
(Drucksache 19/503)

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
vom 25. Mai 2016

(Drucksache 19/543)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Änderungsantrag ab.

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag wie folgt zu:

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, sich gegenüber dem Magistrat 
der Seestadt Bremerhaven (und der Bundesagentur für Arbeit) dafür nachdrücklich 
einzusetzen, dass

1. Ausmaß und Abläufe der „organisierten Ausbeutung mittels Sozialhilfebetrug“ 
aufgeklärt und schnellstmöglich entsprechende rechtliche und sozialpolitische 
Notmaßnahmen ergriffen werden können;

2. für die betroffenen Zuwanderer die sozialen Grund- und Menschenrechte, 
die Gesundheitsversorgung, das Kindeswohl, die Informationsrechte und das 
staatliche Fürsorgegebot gewahrt werden, eine Obdachlosigkeit und Verelen-
dung dieser Personengruppe nicht eintritt und Ansprüche nach SGB II und 
SGB XII im Einzelfall geprüft werden;

3. dass Aufklärung und Beweissicherung nicht behindert werden durch eine 
Verdrängung oder gar Ausweisung dieser Personen, die ihre Vernehmung 
unmöglich machen und dadurch die eigentlichen Nutznießer und Verantwort-
lichen im Ermittlungsverfahren schützen könnte.

Nr. 19/337

DGE-Standards in Schulen in Bremen und Bremerhaven etablieren

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD
vom 16. Februar 2016
(Drucksache 19/277)

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

— die DGE-Qualitätsstandards Schulverpflegung auch weiterhin zur Grundlage 
von Ausschreibungen für den Betrieb von Schulmensen zu machen.

— sich bei den Betreibern, deren Nutzungskonzessionen vor 2010 abgeschlossen 
wurden, um Vereinbarungen zu bemühen, mit denen die DGE-Standards 
Grundlage des Angebots werden und hiernach deren Einhaltung, insbesondere 
mit Blick auf die Gestaltung der Speisepläne, in den Schulmensen sichergestellt 
wird.

— den Kantinenbetreibern anzubieten, sie durch einen zentralen Einkauf zu 
entlasten, um die gegebenenfalls erhöhten Einkaufspreise für solche Produkte 
aufzufangen.

— der staatlichen Deputation für Kinder und Bildung über die hierdurch indi-
zierte Entwicklung der Abgabepreise für Selbstzahler der Schulverpflegung 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/427
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/503
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/543
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/277
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zum 30. Juni 2017 zu berichten und gegebenenfalls erforderliche preisliche 
Gegensteuerungsmaßnahmen darzulegen.

— dafür Sorge zu tragen, dass die Erzeugungsbedingungen und die Herkunft 
von Lebensmitteln sowie die Auswirkungen der Produktion und des Verzehrs 
auf Menschen, Tiere, Umwelt und Klima auch weiterhin im Unterricht an 
Grundschulen und weiterführenden Schulen behandelt werden.

— der Bürgerschaft (Landtag) ein Jahr nach Beschlussfassung einen (Zwischen-)
Bericht vorzulegen.

Nr. 19/338

Bericht über die Aktivitäten der nordmedia – Film- und Mediengesellschaft Nie-
dersachsen/Bremen mbH

Mitteilung des Senats vom 28. April 2015
(Drucksache 18/1840)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Nr. 19/339

Bericht über die Aktivitäten der nordmedia – Film- und Mediengesellschaft Nie-
dersachsen/Bremen mbH

Bericht und Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wissenschaft, Medien,
Datenschutz und Informationsfreiheit
vom 13. April 2016
(Drucksache 19/380)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Bericht des Ausschusses für Wissen-
schaft, Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit Kenntnis.

Nr. 19/340

Senatsbeschlüsse veröffentlichen

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 18. Januar 2016
(Neufassung der Drucksache 19/241 vom 12. Januar 2016)
(Drucksache 19/249)

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, beschlossene und zur Kenntnis 
genommene Senatsvorlagen unverzüglich und vollständig im Online-Transpa-
renzportal zu veröffentlichen, soweit dem keine Vorbehalte nach §§ 3 bis 6 des 
Bremer Informationsfreiheitsgesetzes entgegenstehen, und auf der Homepage 
der Senatskanzlei anhand der Tagesordnungen der Senatssitzungen auf diese 
Dokumente zu verweisen.

Nr. 19/341

Senatsbeschlüsse veröffentlichen

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wissenschaft, Medien, Datenschutz und 
Informationsfreiheit
vom 13. April 2016
(Drucksache 19/381)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Bericht des Ausschusses für Wissen-
schaft, Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit Kenntnis.

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/18/1840
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/380
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/241
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/249
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/381
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Nr. 19/342

Weidehaltung von Rindern in Bremen fördern

Antrag der Fraktion der CDU
vom 19. April 2016
(Drucksache 19/383)

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist den Antrag zur Beratung und Berichterstat-
tung an die staatliche Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
Energie und Landwirtschaft.

Nr. 19/343

EU-Strategie der Freien Hansestadt Bremen für die 19. Legislaturperiode

Mitteilung des Senats vom 19. April 2016
(Drucksache 19/387)

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist die Mitteilung des Senats zur Beratung und 
Berichterstattung an den Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
internationale Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit.

Nr. 19/344

Vergabe von Lehraufträgen an bremischen Hochschulen halbjährlich auflisten

Antrag der Fraktion der CDU
vom 20. April 2016
(Drucksache 19/399)

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist den Antrag zur Beratung und Berichter-
stattung an den Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit.

Nr. 19/345

Nachwahl für den Landesjugendhilfeausschuss

Mitteilung des Senats vom 10. Mai 2016
(Drucksache 19/424)

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt Frau Gerburg Gérard anstelle von Frau Ilona Kau-
pat – Neubauer zum stellvertretenden Mitglied des Landesjugendhilfeausschusses.

Nr. 19/346

Anpassung der Entschädigungsleistungen

Mitteilung des Präsidenten der Bremischen Bürgerschaft
vom 11. Mai 2016
(Drucksache 19/428)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mitteilung des Präsidenten der Bremi-
schen Bürgerschaft Kenntnis.

Nr. 19/347

Bremisches Hilfeleistungsgesetz (BremHilfeG)

Mitteilung des Senats vom 19. April 2016
(Drucksache 19/385)
1. Lesung

D a z u

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/383
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/387
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/399
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/424
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/428
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/385
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Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 24. Mai 2016

(Drucksache 19/466)

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Änderungsantrag zu.

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster Lesung.

Nr. 19/348

Gesetz zu der Vereinbarung zwischen dem Land Niedersachsen und dem Land 
Bremen über die Zusammenarbeit beim Aufruf und Einsatz der Personenaus-
kunftsstelle Niedersachsen/Bremen

Mitteilung des Senats vom 19. April 2016
(Drucksache 19/386)
1. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz in erster Lesung.

Nr. 19/349

Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 9
vom 13. Mai 2016

(Drucksache 19/431)

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt die Behandlung der Petitionen wie vom 
Ausschuss empfohlen.

Nr. 19/350

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Rechtsausschusses

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt den Abgeordneten

 Nelson  J a n ß e n

anstelle der Abgeordneten Kristina Vogt zum stellvertretenden Mitglied des 
Rechtsausschusses.

Nr. 19/351

Einrichtung einer Beratungsstelle für mobile Beschäftigte in arbeits- und tarif-
rechtlichen Fragestellungen

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. April 2016
(Drucksache 19/384)

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
vom 24. Mai 2016

(Drucksache 19/456)

u n d

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
vom 24. Mai 2016

(Drucksache 19/465)

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Änderungsantrag mit der Drucksachen-
Nr. 19/456 zu.

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/466
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/386
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/431
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/384
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/456
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/465
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Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Änderungsantrag mit der Drucksachen-Nr. 
19/465 ab.

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag in geänderter Fassung wie folgt zu:

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, die Einrichtung einer mobilen 
Beratungsstelle zu veranlassen, die mobile Beschäftigte im Land Bremen in arbeits- 
und tarifrechtlichen Frage in räumlicher Nähe zu ihren Arbeitsorten berät und an 
bestehende Beratungsstrukturen angedockt ist. 

Nr. 19/352

Altersarmut stärker bekämpfen

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. März 2016
(Drucksache 19/336)

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
vom 24. Mai 2016

(Drucksache 19/464)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Änderungsantrag ab.

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag wie folgt zu:

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

1. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die sozialrechtlichen Voraus-
setzungen geschaffen werden, um

 a) auf Menschen im Bezug der SGB-XII-Leistungen „Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung“ und „Hilfe zum Lebensunterhalt“ zu-
mindest die geltenden Regelungen für Freibeträge des Barvermögens der 
„Grundsicherung für Arbeitssuchende“ zu übertragen,

 b) die Hinzuverdienstmöglichkeiten der Menschen, die Leistungen im Rahmen 
der „Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ und „Hilfe 
zum Lebensunterhalt“ beziehen, zu erleichtern und den Regelungen, die 
für Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen der „Grundsicherung für 
Arbeitssuchende“ gelten, anzugleichen und

 c) die Eigenanstrengungen der Menschen im Bezug von Leistungen der 
Altersgrundsicherung anzuerkennen, indem ein Teil der betrieblichen 
Altersversorgung entsprechend den Regelungen zum Hinzuverdienst im 
Arbeitslosengeld-II-Bezug anrechnungsfrei gestellt wird.

2. eine Bundesratsinitiative zu initiieren mit dem Ziel, das Rentensystem um-
fassend zu reformieren, um sicherzustellen, dass auch Geringverdienende, 
Erwerbstätige in Teilzeit oder mit unterbrochenen Erwerbsbiografien als 
langjährig Versicherte im Alter nicht auf Leistungen der Grundsicherung 
angewiesen sind.

3. der Bürgerschaft (Landtag) binnen sechs Monaten nach Beschlussfassung zu 
berichten.

Nr. 19/353

Sozialhilfeeinschränkungen für EU-Bürger unterstützen!

Antrag (Entschließung) der Fraktion der CDU
vom 18. Mai 2016
(Drucksache 19/449)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Entschließungsantrag ab.

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/336
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/464
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/449
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Nr. 19/354

Rechtssicherheit im Rahmen der EU-Freizügigkeit schaffen

Antrag (Entschließung) der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD
vom 24. Mai 2016
(Drucksache 19/461)

Die Bürgerschaft (Landtag) begrüßt im Grundsatz die Vorschläge des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales, eine eindeutige Rechtslage für den Bezug von 
Sozialleistungen im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit von EU-Bürgern zu 
schaffen, die weder einer abhängigen Beschäftigung noch einer selbstständigen 
Tätigkeit nachgehen und wird das entsprechende Gesetzgebungsverfahren in 
konstruktiver Weise begleiten.

Nr. 19/355

Erweiterung des Integrationsbudgets um kulturelle, sportliche, jugendpolitische 
und stadtteilpolitische Bedarfe

Antrag der Fraktion DIE LINKE
vom 18. Mai 2016
(Drucksache 19/451)

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist den Antrag zur Beratung und Berichterstat-
tung an den staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss.

Nr. 19/356

Angriffe gegen Polizeibeamte: Punkten mit Randale?

Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 16. Februar 2016
(Drucksache 19/283)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 5. April 2016

(Drucksache 19/353)

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort des Senats Kenntnis.

Nr. 19/357

Integration von Flüchtlingen: Fachpersonal verstärkt ausbilden, Seiteneinstiegs-
möglichkeiten weiter ausbauen!

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Februar 2016
(Drucksache 19/284)

D a z u

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
vom 24. Mai 2016

(Drucksache 19/462)

Die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den Änderungsantrag ab.

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag wie folgt zu:

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, zur Sicherung des gestiegenen 
Personalbedarfs im Flüchtlingsbereich,

a) die Verwaltung dazu anzuhalten, den nach dem Fachkräfteangebot gegebenen 
Spielraum voll auszuschöpfen.

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/461
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/451
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/283
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/353
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/284
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/462
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b) die Möglichkeiten zum Seiteneinstieg im Bereich Kindertagesstätten, Schulen 
sowie sozialpädagogische Unterstützung und Betreuung konsequent auszu-
bauen.

c) auch das fachliche Potenzial von Flüchtlingen und anderen Menschen mit 
ausländischen Abschlüssen voll auszuschöpfen und im Rahmen der rechtli-
chen Möglichkeiten verstärkt Anerkennungen und Teilanerkennungen von 
Abschlüssen vorzunehmen.

d) die notwendigen Ausbildungskapazitäten zu schaffen.

Der Bürgerschaft (Landtag) ist binnen drei Monaten zu berichten.

Nr. 19/358

Folgende Tagesordnungspunkte werden ausgesetzt:

1. Gleichen Lohn für gleiche Arbeit in Bremen verwirklichen

 Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
 vom 23. Februar 2016
 (Drucksache 19/298)

2. Zugang zu medizinischem Cannabis erleichtern!

 Große Anfrage der Fraktion der FDP
 vom 2. März 2016
 (Drucksache 19/311)

 D a z u

 Mitteilung des Senats vom 12. April 2016
 (Drucksache 19/372)

3. Zugang zu medizinischem Cannabis erleichtern!

 Antrag der Fraktion der FDP
 vom 19. Mai 2016
 (Drucksache 19/453)

4. Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit durch Einführung des Passiv-Aktiv-
Transfers

 Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
 vom 3. März 2016
 (Drucksache 19/316)

 D a z u

 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
 vom 24. Mai 2016
 (Drucksache 19/463)

5. Modellprojekt „Sozialer Arbeitsmarkt“ für Langzeitarbeitslose im Land Bremen 
einführen

 Antrag der Fraktion der CDU
 vom 4. Mai 2016
 (Drucksache 19/421)

 D a z u

 Änderungsantrag der Fraktion der FDP
 vom 20. Mai 2016
 (Drucksache 19/454)

6. Wegfall der Entflechtungsmittel für Verkehr und Hochschulbau nach 2019

 Große Anfrage der Fraktion der CDU
 vom 8. März 2016
 (Drucksache 19/321)

 D a z u

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/298
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/311
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/372
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/453
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/316
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/463
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/421
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/454
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/321
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 Mitteilung des Senats vom 3. Mai 2016
 (Drucksache 19/415)

7. Staatsvertrag über die Einrichtung und den Betrieb eines Rechen- und Dienst-
leistungszentrums zur Telekommunikationsüberwachung der Polizeien im 
Verbund der norddeutschen Küstenländer

 Mitteilung des Senats vom 8. März 2016
 (Drucksache 19/324)

8. Datenschutz bei polizeilicher Telekommunikationsüberwachung

 Große Anfrage der Fraktion der FDP
 vom 10. März 2016
 (Drucksache 19/334)

 D a z u

 Mitteilung des Senats vom 5. April 2016
 (Drucksache 19/354)

9. Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Einrichtung und den Betrieb eines Re-
chen- und Dienstleistungszentrums zur Telekommunikationsüberwachung 
der Polizeien im Verbund der norddeutschen Küstenländer

 Mitteilung des Senats vom 26. April 2016
 (Drucksache 19/404)
 1. Lesung

10. Zugang zum deutschlandweiten einheitlichen und kostenfreien Notruf für 
Frauen und Mädchen weiter verbessern

 Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
 vom 15. März 2016
 (Drucksache 19/342)

11. Entkriminalisierung von Flucht – Entlastung für Polizei und Justiz

 Antrag der Fraktion DIE LINKE
 vom 17. März 2016
 (Drucksache 19/349)

12. Bundesstraße 212 neu muss vordringlich sein

 Antrag der Fraktion der CDU
 vom 12. April 2016
 (Drucksache 19/368)

13. Milliardenschwere Steuerhinterziehungen durch manipulierte Kassen

 Antrag des Abgeordneten Bernd Ravens (parteilos) und der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen

 vom 19. April 2016
 (Drucksache 19/395)

14. Trassenführung der B 6n – nur in der Variante Untertunnelung planen und 
bauen

 Antrag der Fraktion DIE LINKE
 vom 19. April 2016
 (Drucksache 19/397)

15. Keine Denkverbote bei der Planung der B 6n

 Antrag der Fraktion der CDU
 vom 4. Mai 2016
 (Drucksache 19/422)

16. TTIP-Verhandlungen als Chance begreifen – Abschaffung des „Jones Act“ 
auf die Agenda setzen

 Antrag der ALFA-Gruppe
 vom 28. April 2016
 (Drucksache 19/411)

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/415
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/324
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/334
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/354
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/404
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/342
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/349
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/368
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/395
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/397
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/422
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/411
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17. Zivilklausel umsetzen – Keine Studiengangskooperation zwischen bremischen 
Hochschulen und der Bundeswehr

 Antrag (Entschließung) der Fraktion DIE LINKE
 vom 3. Mai 2016
 (Drucksache 19/420)

18. Arbeit von Hochschulen und Bundeswehr stärken – Kooperation unterstützen

 Antrag der Fraktion der CDU
 vom 24. Mai 2016
 (Drucksache 19/457)

19. Sicherheitsgefühl stärken – Aufklärung von Einbrüchen verbessern!

 Antrag (Entschließung) der Fraktion der FDP
 vom 17. Mai 2016
 (Drucksache 19/432)

20. Befassungen des Petitionsausschusses – Gesetz über die Behandlung von 
Petitionen durch die Bremische Bürgerschaft

 Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
 vom 20. Juli 2015
 (Drucksache 19/27)
 2. Lesung

21. Gesetz über die Behandlung von Petitionen durch die Bremische Bürgerschaft

 Bericht und Antrag des Rechtsausschusses
 vom 19. Mai 2016
 (Drucksache 19/452)
 2. Lesung

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/420
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/457
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/432
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/27
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/452
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